Schwangerenvorsorge lässt sich nicht limitieren: Frauengesundheit darf nicht unter den Kostendeckel

Sehr geehrte/r

ich wende mich als Teil der ambulanten frauenärztlichen Versorgung in Ihrem Wahlkreis mit großer Sorge an Sie. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz würde zentrale Bereiche der ambulanten Frauengesundheit unter erheblichen Finanzierungsdruck setzen.
Schwangerenvorsorge lässt sich nicht limitieren. Die Zahl der Schwangerschaften in einem Wahlkreis lässt sich politisch ebenso wenig begrenzen wie der medizinisch notwendige Vorsorgebedarf. Eine schwangere Patientin benötigt die vorgesehene Versorgung dann, wenn sie schwanger ist – nicht dann, wenn ein Budget noch nicht ausgeschöpft ist.
Gerade deshalb ist es nicht nachvollziehbar, wenn bisher extrabudgetär vergütete Leistungen der Schwangerenvorsorge, der Krebsfrüherkennung und der Impfprävention künftig in begrenzte Vergütungsvolumina überführt werden sollen.
Der Kabinettsentwurf sieht für extrabudgetäre Leistungen künftig neue Gesamtvergütungen vor und nennt zugleich bestimmte Ausnahmen, darunter nichtärztliche Dialyseleistungen und Leistungen der Substitutionsbehandlung. Der notwendige Versorgungsbedarf in der Schwangerschaft lässt sich jedoch genauso wenig deckeln wie Dialyseleistungen oder Leistungen im Rahmen der Substitutionsbehandlung der Drogenabhängigkeit, die der Gesetzentwurf selbst ausdrücklich als besonders schutzbedürftige Leistungsbereiche behandelt. 

Frauenärztliche Versorgung bedeutet:
· Krebsfrüherkennung, die Leben retten kann
· verlässliche Schwangerenvorsorge,
· Impfprävention und
· zeitnahe Hilfe bei akuten gynäkologischen Beschwerden.

Besonders kritisch ist aus meiner Sicht, dass Vorsorge- und Präventionsleistungen künftig in neue, begrenzte Gesamtvergütungen überführt werden sollen. Damit geraten Leistungen unter Druck, die nicht beliebig verschoben, reduziert oder kontingentiert werden können. Die KBV weist ebenfalls darauf hin, dass nach dem Gesetzentwurf auch bisher extrabudgetär vergütete Leistungen wie Früherkennungsuntersuchungen und Impfungen künftig gedeckelt würden.
Für die frauenärztliche Versorgung hätte dies erhebliche Folgen: Schwangerschaften, Krebsfrüherkennung und Impfprävention folgen nicht der Logik eines Jahresbudgets. Sie entstehen aus medizinischer Notwendigkeit, aus gesetzlichen Versorgungsansprüchen und aus konkreten Lebenssituationen der Patientinnen.
Zugleich sollen bisherige Regelungen entfallen, die einen schnelleren Zugang zu fachärztlichen Terminen unterstützen. Auch dies trifft die gynäkologische Versorgung empfindlich. Patientinnen brauchen bei Beschwerden, auffälligen Befunden, Schwangerschaftskomplikationen oder dringenden Beratungsanlässen zeitnahe Termine – nicht irgendwann.

Bundesweit könnten bis zu 3,5 Millionen kurzfristige gynäkologische Versorgungskontakte jährlich betroffen sein. Das sind Termine, die Patientinnen nicht irgendwann, sondern zeitnah brauchen.

Ich bitte Sie daher nachdrücklich:
· setzen Sie sich dafür ein, dass Schwangerenvorsorge, Krebsfrüherkennung und Impfprävention dauerhaft von pauschalen Budgetdeckelungen ausgenommen bleiben,
· stellen Sie sicher, dass medizinisch notwendige Vorsorgeleistungen nicht durch begrenzte Gesamtvergütungen faktisch rationiert werden,
· verhindern Sie, dass notwendige frauenärztliche Versorgung durch pauschale Sparmechanismen geschwächt wird, und
· prüfen Sie die Folgen des Gesetzentwurfs für zeitnahe ambulante Termine sehr sorgfältig.  

Frauengesundheit darf nicht zum Verlierer einer kurzfristigen Sparpolitik werden. Wer Schwangerenvorsorge, Krebsfrüherkennung und Impfprävention deckelt, spart nicht abstrakt im System, sondern gefährdet konkrete Versorgung von Frauen und Familien.

Gerne lade ich Sie ein, sich in meiner Praxis ein persönliches Bild von der Versorgungssituation zu machen und die konkreten Auswirkungen im Gespräch zu vertiefen. Für Rückfragen oder einen Terminvorschlag stehe ich Ihnen jederzeit zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen
